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I.  Allgemeine Bestimmungen
81 Firma, Sitz, Dauer und Geschaftsjahr
1. Die Aktiengesellschaft fuhrt die Firma

+KION GROUP AG*.

2.  Sie hatihren Sitz in Wiesbaden.
3. Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt.
4. Das Geschéftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.
82 Gegenstand des Unternehmens

1. Gegenstand des Unternehmens ist das Halten, Erwerben, Verwalten und VerdufRern von
Beteiligungen an Unternehmen jedweder Rechtsform, insbesondere an solchen
Unternehmen, die im Bereich der Entwicklung, der Produktion und des Vertriebs von
Staplern, Lagertechnikgeréten (Flurférderzeugen) und Mobilhydraulik einschlie3lich damit
im Zusammenhang stehender Dienstleistungen und Beratungsleistungen sowie &hnlicher
Aktivitaten  tatig sind, sowie die entgeltliche Ubernahme geschéftsleitender
Holdingfunktionen, sonstiger entgeltlicher Dienstleistungen und Leasingfinanzierungen
gegentiber den Beteiligungsunternehmen.

2. Die Gesellschaft ist zu allen Mal3hahmen und Geschéften berechtigt, die dem Gegenstand
des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann
Zweigniederlassungen errichten und andere Unternehmen, auch wenn sie einen anderen
Unternehmensgegenstand haben, im In- und Ausland grinden, sich an ihnen beteiligen,
sie erwerben, sie veraufl3ern und sie unter ihrer einheitlichen Leitung zusammenfassen. Sie
kann ihre Tatigkeiten auch auf einen Teil des in Abs. 1 genannten Tatigkeitsbereichs

beschranken.
83 Bekanntmachungen und Informationen
1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

2. Die Gesellschaft ist nach MalRgabe des 8§ 30b Abs. 3 WpHG berechtigt, den Aktionaren
Informationen im Weg der Datenferniibertragung zu Gbermitteln.
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Il.  Grundkapital und Aktien
84 HOohe und Einteilung des Grundkapitals

1. Das Grundkapital der Gesellschaft betragt EUR 98.900.000,00 (in Worten: achtundneunzig
Millionen neunhunderttausend Euro null Cent) und ist eingeteilt in 98.900.000 Stiickaktien.
Die Aktien lauten auf den Inhaber. Das Grundkapital wurde in H6he von 1.279.000,00 Euro
(in Worten: eine Million zweihundertneunundsiebzigtausend Euro null Cent) durch
Formwechsel des bisherigen Rechtstragers, der im Handelsregister des Amtsgerichts
Wiesbaden unter HRB 22785 eingetragenen KION Holding 1 GmbH mit Sitz in Wiesbaden,
mit allen Aktiva und Passiva erbracht.

2. Die Form der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine
setzt der Vorstand fest. Es kdnnen Sammelurkunden Uber Aktien ausgestellt werden. Der
Anspruch eines Aktionars auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen, soweit nicht
eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Borse gelten, an der die
Aktie zugelassen ist. Ausgeschlossen ist auch der Anspruch des Aktiondrs auf die
Ausgabe von Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen.

3. Bei Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 Abs. 2 S. 3
AktG geregelt werden.

4. Der Vorstand ist ermachtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 18. Mai 2019
(einschlief3lich) mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe bis zu 9.890.000 neuer,
auf den Inhaber lautender Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder
mehrmals um bis zu insgesamt 9.890.000,00 Euro zu erhéhen (Genehmigtes Kapital
2014). Insgesamt darf der auf Aktien, die auf der Grundlage des Genehmigten Kapitals
2014 ausgegeben werden, entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des
Grundkapitals nicht tberschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens
noch im Zeitpunkt der Ausiibung dieser Erméchtigung. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze
sind diejenigen Aktien anzurechnen, die wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung (i) zur
Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer
Wandlungs- oder Optionspflicht aus dem von der Hauptversammlung der KION GROUP
AG vom 19. Mai 2014 unter Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen bedingten Kapital
ausgegeben werden, auszugeben sind oder ausgegeben werden kdnnen oder (ii) auf
Grundlage einer anderen Erméchtigung (einschlieBlich genehmigten oder bedingten
Kapitals) ausgegeben wurden, werden oder noch zur Bedienung einer
Schuldverschreibung (Wandelschuldverschrei-bungen, Optionsschuldverschreibungen,
Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht
oder Wandlungs- oder Optionspflicht oder Kombinationen dieser Instrumente) auszugeben
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sind oder ausgegeben werden kénnen. Den Aktionéren ist grundséatzlich ein Bezugsrecht
zu gewahren. GemalR § 186 Abs.5 AktG kodnnen die neuen Aktien auch von einem
Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung ibernommen werden, sie
den Aktionaren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch
ermdachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionare in folgenden

Fallen ganz oder teilweise auszuschlieRen:

a. bei einer Kapitalerhohung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Borsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung nicht
wesentlich im Sinne des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und die unter
Ausschluss des Bezugsrechts gemall 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen
Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht tGberschreiten, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der AusUbung dieser
Erméchtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die zur
Bedienung von Schuldverschreibungen (einschlie3lich Genussrechte und/oder
Gewinnschuldverschreibungen) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer
Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden, auszugeben sind oder
ausgegeben werden konnen, sofern die Schuldverschreibungen wahrend der
Laufzeit dieser Ermachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender
Anwendung des 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Ferner ist auf diese
Begrenzung die Anzahl veraufRerter eigener Aktien anzurechnen, sofern die
VeraulRerung wahrend der Laufzeit dieser Erméachtigung unter Ausschluss des
Bezugsrechts entsprechend 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt;

b. bei Kapitalerhbhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen;
C. um Spitzenbetrage vom Bezugsrecht der Aktiondre auszunehmen;

d. soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Glaubigern von Wandlungs- oder
Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Glaubigern von mit Wandlungs- oder
Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen (einschlieBlich
Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen), die von der KION GROUP
AG oder von einem in- oder auslandischen Unternehmen, an dem die KION GROUP
AG unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals
beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu
gewahren, wie es ihnen nach Austbung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw.
nach Erfullung der Wandlungs- oder Optionspflichten zustehen wiirde;
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e. um Aktien an Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstverhdltnis zu der
Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften stehen, auszugeben. Dieser
Ausschluss des Bezugsrechts nach lit. e. ist auf insgesamt héchstens 5 % des
Grundkapitals beschrankt, und zwar sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als

auch im Zeitpunkt der Austibung dieser Erméachtigung.

Der Vorstand ist erméachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten
der Kapitalerhéhung und ihrer Durchfiihrung, insbesondere den Inhalt der Aktienrechte und

die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 9.890.000,00 Euro durch Ausgabe von bis
zu 9.890.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien bedingt erhdht (Bedingtes
Kapital 2014). Der vorgenannte Betrag von 9.890.000,00 Euro vermindert sich um den
rechnerischen Anteil am Grundkapital, welcher auf Aktien entfallt, die (i) auf Grundlage des
Genehmigten Kapitals 2014 ausgegeben werden oder (ii) auf Grundlage einer anderen
Erméchtigung (einschlie3lich genehmigten oder bedingten Kapitals) ausgegeben werden
oder noch zur Bedienung einer Schuldverschreibung (Wandelschuldverschreibungen,
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen mit
Wandlungs- oder Optionsrecht oder Wandlungs- oder Optionspflicht oder Kombinationen
dieser Instrumente) auszugeben sind oder ausgegeben werden koénnen. Die bedingte
Kapitalerhohung dient der Gewahrung von Aktien an Inhaber oder Glaubiger von Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder
Optionspflicht, die aufgrund des Erméachtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom
19. Mai 2014 bis zum 18. Mai 2019 (einschlieR3lich) von der KION GROUP AG oder einem
in- oder auslandischen Unternehmen begeben werden, an dem die KION GROUP AG
unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist. Sie
wird nur durchgefuihrt, soweit von den Wandlungs- oder Optionsrechten aus den
vorgenannten Schuldverschreibungen tatsachlich Gebrauch gemacht wird oder
Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfillt werden oder
die Gesellschaft von einem ihr in solchen Schuldverschreibungen eingerdumten Recht zur
Gewahrung neuer Aktien statt Zahlung des féalligen Geldbetrags Gebrauch macht und
soweit nicht andere Erfillungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Mal3gabe des vorgenannten Erméachtigungsbeschlusses
der Hauptversammlung vom 19. Mai 2014 zu bestimmenden Options- bzw.
Wandlungspreis. Der Vorstand ist erméachtigt, die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festzulegen. Der Vorstand ist ferner erméchtigt, die

weiteren Einzelheiten der Durchfiihrung der bedingten Kapitalerhthung festzusetzen.
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§5 Organe
Organe der Gesellschaft sind:
a. der Vorstand,
b.  der Aufsichtsrat,

C. die Hauptversammliung.

I11. Der Vorstand
86 Zusammensetzung und Bestellung

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Die Zahl der Vorstandsmitglieder
wird vom Aufsichtsrat bestimmt.

2. Die Vorstandsmitglieder werden nach MalRgabe des Mitbestimmungsgesetzes vom

Aufsichtsrat bestellt und abberufen.

3. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden
Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Der Aufsichtsrat kann stellvertretende

Vorstandsmitglieder bestellen.
§7 Vertretung

1. Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch ein Mitglied des Vorstands, falls ihm der
Aufsichtsrat die Befugnis zur Einzelvertretung erteilt hat, im Ubrigen durch zwei
Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem
Prokuristen. Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht

ordentlichen Vorstandsmitgliedern gleich.

2. Die Vorstandsmitglieder und die zur gesetzlichen Vertretung gemeinsam mit einem
Vorstandsmitglied berechtigten Prokuristen sind von dem Verbot der Mehrfachvertretung
gem. § 181 Alt. 2 BGB befreit. § 112 AktG bleibt unberihrt.

§8 Geschaftsfihrung

1. Der Vorstand fuhrt die Geschéfte der Gesellschaft nach Mal3gabe der Gesetze, dieser
Satzung und der Geschaftsordnung fiir den Vorstand. Der Vorstand ist der Gesellschaft
gegentiber verpflichtet, die Beschrankungen einzuhalten, die diese Satzung, der
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Aufsichtsrat, die Hauptversammlung oder die Geschéaftsordnung fir den Vorstand fir die

Geschaftsfihrungsbefugnis getroffen haben.

Die Beschlisse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit
nicht das Gesetz zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt. Besteht der Vorstand aus
mehr als zwei Mitgliedern, hat der Vorsitzende bei Stimmengleichheit das Recht zum
Stichentscheid.

Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine
Geschaftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschéaftsordnung fir den Vorstand

erlasst.

IV. Der Aufsichtsrat
Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung

Der Aufsichtsrat besteht aus sechzehn Mitgliedern, und zwar aus acht Mitgliedern, die von
der Hauptversammlung gewéhlt werden, und acht Mitgliedern, die von den Arbeithehmern

nach MalRgabe des Mithestimmungsgesetzes gewahlt werden.

Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl fiir einzelne der von ihr zu wahlenden
Mitglieder oder fur den Gesamtaufsichtsrat einen kiirzeren Zeitraum beschlief3t, werden die
Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung bestellt,
die Uber die Entlastung fur das vierte Geschéftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit

beschliel3t. Das Jahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

Fur Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner kdnnen Ersatzmitglieder gewahlt werden, die
in einer bei der Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender
Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner treten. Die Wahl von Ersatzmitgliedern fur die

Aufsichtsratsmitglieder der Arbeithehmer richtet sich nach dem Mitbestimmungsgesetz.

Wird ein Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner anstelle eines ausscheidenden Mitglieds
gewahlt, so besteht sein Amt fir den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds.
Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so erlischt sein Amt mit
Beendigung der nachsten Hauptversammlung, in der mit einer Mehrheit, die mindestens
drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst, ein neues Aufsichtsratsmitglied gewahlt
wird, spatestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen

Aufsichtsratsmitglieds.
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5. Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats kdnnen ihr Amt durch eine an den
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder seinen Stellvertreter zu richtende schriftliche
Erklarung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen auch ohne wichtigen Grund
niederlegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats kann auf die Einhaltung der Frist

verzichten. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann die Niederlegung fristlos erfolgen.
§ 10 Aufgaben und Befugnisse

1. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, diese Satzung

oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Dazu gehéren insbesondere:
a. die Uberwachung der Geschéftsfiihrung;

b. die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie der Abschluss, die
Anderung, die Aufhebung und die Kiindigung der Anstellungsvertrage mit den

Vorstandsmitgliedern;

C. die Einberufung einer Hauptversammlung, wenn das Wohl der Gesellschaft es
fordert;

d. die Beauftragung des Abschlussprifers;

e. die Prifung des Jahres- und des Konzernabschlusses, des Lage- und des

Konzernlageberichts sowie des Vorschlags fur die Verwendung des Bilanzgewinns
und die Erstattung eines schriftlichen Berichts Uber das Ergebnis der Prifung an die

Hauptversammlung;

f. die Feststellung des Jahresabschlusses, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat
beschliel3en, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu
Uberlassen.

2. Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass fir bestimmte MaRnahmen der Geschéftsfihrung

seine Zustimmung erforderlich ist.

3. Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsanderungen berechtigt, die nur die

Fassung betreffen.
8 11 Willenserklarungen des Aufsichtsrats

1. Willenserklarungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse werden namens des
Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhinderung, durch dessen

Stellvertreter abgegeben.
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2. Standiger Vertreter des Aufsichtsrats und seiner Ausschisse gegeniber Dritten,
insbesondere gegeniiber Gerichten und Behérden sowie gegeniber dem Vorstand, ist der
Vorsitzende oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. § 112 Satz 2 AktG
bleibt unberuhrt.

812 Vorsitzender und Stellvertreter

1. Der Aufsichtsrat wahlt unter Vorsitz des &ltesten anwesenden Aufsichtsratsmitglieds der
Anteilseigner nach Maligabe des Mitbestimmungsgesetzes aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter fir die in § 9 Abs. 2 dieser Satzung bestimmte
Amtszeit. Die Wahl erfolgt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der
Hauptversammlung zu wahlenden Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner bestellt worden
sind, in einer ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der
Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus oder ist er
an der Ausuibung seines Amtes nicht nur voriibergehend verhindert, so hat der Aufsichtsrat

eine Neuwahl fur die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

2. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser
verhindert ist und das Gesetz oder diese Satzung ihm diese Rechte und Pflichten
ausdricklich Gbertragen. Insbesondere steht dem Stellvertreter nicht das Zweitstimmrecht

des Aufsichtsratsvorsitzenden zu.

3. Sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter voribergehend an der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben verhindert, so hat diese Aufgaben fiir die Dauer der Verhinderung das an
Lebensjahren alteste Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner zu Gbernehmen.

8 13 Geschaftsordnung und Ausschisse

1. Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung gibt sich

der Aufsichtsrat eine Geschaftsordnung.

2. Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der
Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in 8 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG bezeichneten Aufgabe
einen Ausschuss (Vermittlungsausschuss), dem der Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie
je ein von den Mitgliedern der Arbeitnehmer und von den Mitgliedern der Anteilseigner mit

der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewahltes Mitglied angehdren.

3. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Ausschusse bilden und deren Aufgaben und
Befugnisse festsetzen. Den Ausschissen kodnnen, soweit gesetzlich zulassig, auch

Entscheidungsbefugnisse Gbertragen werden.
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Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats Mitglied eines aus der gleichen Anzahl von
Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer bestehenden
Ausschusses und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmengleichheit, so hat bei
einer erneuten Abstimmung (ber denselben Gegenstand, wenn auch sie
Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. Ein Zweitstimmrecht
besteht nicht fir den Vorschlag nach § 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG. § 15 Abs. 2 Satz 3

dieser Satzung gilt entsprechend.

Der Aufsichtsrat und die Ausschiisse konnen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
der Unterstiitzung sachverstandiger Personen bedienen. Sie kénnen durch Beschluss oder
auf Anordnung des Aufsichtsrats- bzw. Ausschussvorsitzenden zu ihren Sitzungen

Sachverstandige und Auskunftspersonen hinzuziehen.
Einberufung von Sitzungen

Der Aufsichtsrat soll in der Regel eine Sitzung im Kalendervierteljahr, er muss zwei

Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten.

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner
Verhinderung durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von zwei Wochen in Textform (8
126 b BGB) einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der
Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fallen kann der
Vorsitzende die Frist auf nicht weniger als drei Tage abkirzen und mundlich, telefonisch

oder auf andere Weise einberufen.

Mit der Einladung sind Ort und Zeitpunkt der Sitzung und die Gegenstéande der
Tagesordnung mitzuteilen sowie Beschlussvorschlage zu Ubermitteln. Ergdnzungen der
Tagesordnung missen, falls nicht ein dringender Fall eine spatere Mitteilung rechtfertigt,

bis zum siebten Tag vor der Sitzung mitgeteilt werden.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle von dessen Verhinderung, sein

Stellvertreter kann eine einberufene Sitzung vor der Eréffnung vertagen.
Beschlussfassung

Beschliisse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Prasenzsitzungen gefasst, an denen
die Aufsichtsratsmitglieder anwesend sind. Per Video- oder Telefonkonferenz
zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder gelten fir Zwecke dieses § 15 als anwesend und

koénnen ihre Stimmen auf diesem Wege abgeben.
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Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn alle Mitglieder unter der zuletzt bekannt
gegebenen Anschrift eingeladen sind und mindestens die Halfte der Mitglieder, aus denen
er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein
Aufsichtsratsmitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der
Stimme enthélt. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder kénnen an der Beschlussfassung
teilnehmen, indem sie eine Stimmabgabe in Textform durch ein anderes
Aufsichtsratsmitglied Uberreichen lassen. Dies gilt auch fur die Abgabe der zweiten Stimme

des Vorsitzenden des Aufsichtsrats.

Die Beschlussfassung tber einen Gegenstand der Tagesordnung, der weder in der
Einladung enthalten noch rechtzeitig vor der Sitzung mitgeteilt worden war, ist nur zulassig,
wenn kein anwesendes Mitglied des Aufsichtsrats der Beschlussfassung widerspricht und
mindestens 2/3 der Mitglieder anwesend sind. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in
einem solchen Falle Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden
festzusetzenden angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre
Stimme in Textform abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn keines der
abwesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der vom Vorsitzenden festgesetzten Frist

widerspricht.

Den Vorsitz fuhrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner Verhinderung,
dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstande

der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen.

Beschliisse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit das
Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch fir Wahlen. Bei Feststellung des

Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezahlt.

Ergibt eine Abstimmung Stimmengleichheit, so findet eine neue Aussprache nur statt,
wenn die Mehrheit des Aufsichtsrats dies beschlie3t. Anderenfalls muss unverziglich neu
abgestimmt werden. Bei dieser erneuten Abstimmung Uber denselben Gegenstand hat der

Vorsitzende des Aufsichtsrats, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen.

Sind bei einer Beschlussfassung nicht samtliche Aufsichtsratsmitglieder anwesend und
lassen die fehlenden Aufsichtsratsmitglieder nicht Stimmabgaben gemaf vorstehendem
Abs. 2 Satz 3 Uberreichen, so ist die Beschlussfassung auf Antrag von mindestens zwei
anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern zu vertagen, sofern nicht (i) der Vorsitzende des
Aufsichtsrats an der Sitzung teilnimmt oder durch ein anwesendes Aufsichtsratsmitglied
seine Stimmabgabe in Textform Uberreichen lasst, und (ii) die gleiche Anzahl von
Anteilseigner- und Arbeitnehmervertretern anwesend ist oder durch Stimmabgabe in
Textform an der Beschlussfassung teilnimmt oder eine etwaige Ungleichheit dadurch
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aufgehoben wird, dass sich einzelne Aufsichtsratsmitglieder nicht an der Beschlussfassung
beteiligen. Im Falle einer Vertagung findet die erneute Beschlussfassung, sofern nicht
gemall Abs.8 verfahren wird, in der néchsten Sitzung statt. Ein nochmaliges
Minderheitsverlangen auf Vertagung ist bei der erneuten Beschlussfassung nicht zulassig.

8. AuBBerhalb von Prasenzsitzungen ist eine Beschlussfassung durch textformliche,
fernmindliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung zulassig, wenn
der Aufsichtsratsvorsitzende oder im Verhinderungsfall dessen Stellvertreter dies fur den
Einzelfall bestimmt. Zulassig sind insbesondere auch Beschlussfassungen in Form einer
Video- oder Telefonkonferenz oder eine Kombination der vorgenannten Mdglichkeiten. Die
Aufsichtsratsmitglieder sind nicht berechtigt, einer vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder im
Verhinderungsfall von dessen Stellvertreter angeordneten Form der Beschlussfassung zu
widersprechen. Die nach diesem Absatz gefassten Beschlisse werden vom Vorsitzenden
schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Im Ubrigen gelten die vorstehenden
Bestimmungen entsprechend.

9. Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur innerhalb eines Monats nach

Kenntnis des Beschlusses durch Klage geltend gemacht werden.

10. Fur die Beschlussfassung in den Ausschiissen gelten die Bestimmungen dieser Satzung

fur die Beschlussfassung des Aufsichtsrats entsprechend.
§ 16 Niederschrift

Uber die Beschliisse und Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse ist eine
Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung oder im Falle des § 15
Abs. 8 vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind
Ort, Tag und Zeit (Anfang und Ende) der Sitzung oder Beschlussfassung, die Teilnehmer,
die Gegenstédnde der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen, die
Abstimmungsergebnisse und die Beschliisse des Aufsichtsrats bzw. des Ausschusses
wiederzugeben. Die Niederschrift ist jedem Aufsichtsratsmitglied unverziglich in Abschrift

zuzuleiten.
§ 17 Sorgfalts- und Schweigepflicht

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei der Ausiibung ihrer Téatigkeit die Sorgfalt

ordentlicher und gewissenhafter Amtswalter anzuwenden.

2. Uber vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder
Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Téatigkeit bekannt geworden sind, haben die
Aufsichtsratsmitglieder — auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt — Stillschweigen zu
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bewahren. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit Uber
erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Bei Sitzungen des
Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur
Verschwiegenheit ausdriicklich zu verpflichten.

3. Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, eine Information an Dritte weiterzugeben, von der
nicht mit Sicherheit auszuschlie3en ist, dass sie vertrauliche Angaben und Geheimnisse
der Gesellschaft betrifft, so hat er die Information dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats
zuvor unter Bekanntgabe der Person, an die die Information erfolgen soll, mitzuteilen und
ihm vor Weitergabe der Information Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§ 18 Vergutung des Aufsichtsrats

1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhalt neben dem Ersatz seiner Auslagen eine feste jahrliche
Vergitung in Hoéhe von 45.000,00 Euro. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhalt jahrlich
105.000,00 Euro, der Stellvertreter des Vorsitzenden erhalt jahrlich 75.000,00 Euro.

2. Fur die Mitgliedschaft in einem Ausschuss erhalten Aufsichtsratsmitglieder eine zuséatzliche
Vergiltung in Héhe von 8.000,00 Euro, fir den Vorsitz in einem Ausschuss eine zusatzliche
Vergltung in H6he von 16.000,00 Euro. Die Zusatzvergitung setzt voraus, dass der
Ausschuss im betreffenden Geschéftsjahr getagt hat. Sie wird nicht gezahlt fir den

Ausschuss nach § 27 Abs. 3 MitbestG und fir den Nominierungsausschuss.

3. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss nicht wahrend eines
vollen Geschéftsjahres angehért bzw. den Vorsitz innegehabt haben, erhalten die sich aus
Abs. 1 und 2 ergebende Vergitung zeitanteilig in Hohe eines Zwodlftels fir jeden
angefangenen Monat ihrer Tatigkeit.

4. Darliber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats fur jede Teilnahme an einer
Prasenzsitzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse ein Sitzungsgeld in H6he von
1.250,00 Euro pro Sitzungstag. Die Teilnahme im Wege der Video- oder
Telefonzuschaltung gilt als Teilnahme in diesem Sinne. Fur mehrere Sitzungen, die an
einem Tag stattfinden, wird Sitzungsgeld nur einmal gezahlt.

5. Die Vergitung nach den Abs. 1 und 2 wird jeweils mit Ablauf des Geschéftsjahrs fallig. Das
Sitzungsgeld nach Abs. 4 wird nach der betreffenden Sitzung fallig.

6. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die auf seine Bezlige entfallende

Umsatzsteuer.
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1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in
angemessener Hohe unterhaltene Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung fir Organe
und bestimmte Flhrungskrafte (D&O-Versicherung) einbezogen. Die Pramien hierfir
Ubernimmt die Gesellschaft.

V. Die Hauptversammlung

§19 Ort und Einberufung

1. Die Hauptversammlung findet in Deutschland am Sitz der Gesellschaft oder einer ihrer
Tochtergesellschaften, an einem Ort im Umkreis von 100 km (Luftlinie) vom Sitz der
Gesellschaft, am Sitz einer Wertpapierborse, an der Aktien der Gesellschaft zum Handel
zugelassen sind, oder in einer Gemeinde mit mehr als 50.000 Einwohnern statt.

2. Die Hauptversammlung wird, unbeschadet der gesetzlichen Einberufungsrechte des

Aufsichtsrats und einer Aktionarsminderheit, durch den Vorstand einberufen.

3. Die Hauptversammlung ist — soweit gesetzlich keine kiirzere Frist zulassig ist — mindestens
dreiBig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der
Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. Diese
Einberufungsfrist verlangert sich um die Tage der Anmeldefrist gemaR § 20 Abs. 1 dieser

Satzung.

4. Fur die Ubermittlung von Mitteilungen ber die Einberufung nach § 125 Abs. 2 Satz 1 AktG
und 8 128 Abs. 1 Satz 1 AktG genugt nach Mal3gabe der gesetzlichen Vorschriften der
Weg elektronischer Kommunikation. Der Vorstand ist — ohne dass hierauf ein Anspruch
besteht — berechtigt, Mitteilungen auch in Papierform zu versenden.

5. Die Hauptversammlung, die Uber die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des
Aufsichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns und die Wahl des Abschlussprifers
beschliel3t, findet in den ersten acht Monaten eines jeden Geschéftsjahres statt

(ordentliche Hauptversammlung).
8§20 Teilnahme an der Hauptversammlung

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Auslibung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktiondre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der Versammlung angemeldet
haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfir
mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der

Einberufung kann eine kirzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der
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Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind bei der Berechnung dieser
Frist nicht mitzurechnen. Die Anmeldung bedarf der Textform und muss in deutscher oder

englischer Sprache erfolgen.

Die Aktionare mussen aullerdem ihre Berechtigung zur Teilnahme an der
Hauptversammlung und zur Auslbung des Stimmrechts nachweisen. Dazu ist ein in
Textform erstellter Nachweis ihres Anteilsbesitzes durch das depotfihrende Institut
ausreichend. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages
(Ortszeit am Sitz der Gesellschaft) vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfir mitgeteilten Adresse mindestens sechs
Tage vor der Versammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kiirzere, in Tagen zu
bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs und der Tag der

Hauptversammlung sind bei der Berechnung dieser Frist nicht mitzurechnen.

Der Vorstand ist ermachtigt vorzusehen, dass die Aktiondre an der Hauptversammlung
auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmachtigten teilnehmen und
samtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer
Kommunikation ausiiben kénnen. Der Vorstand ist auch erméchtigt, Bestimmungen zum
Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausibung nach Satz 1 zu treffen.

Diese sind in der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen.
Stimmrecht

In der Hauptversammlung gewahrt eine Aktie eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt mit

der vollstéandigen Leistung der Einlage.

Das Stimmrecht kann durch Bevollmachtigung ausgelibt werden. Die Erteilung der
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevolliméchtigung gegeniber der
Gesellschaft bedurfen der Textform. § 135 AktG bleibt unberihrt. In der Einberufung kann
eine Erleichterung der Form bestimmt werden. Die Ubermittlung des Nachweises der
Vollmacht kann im Wege eines elektronischen Kommunikationsmittels erfolgen, das in der

Einberufung zu bestimmen ist.

Der Vorstand ist ermachtigt vorzusehen, dass Aktionare ihre Stimmen, ohne an der
Versammlung teilzunehmen, schriftich oder im Wege elektronischer Kommunikation
abgeben dirfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch erméchtigt, Bestimmungen zum
Verfahren zu treffen. Diese sind in der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu

machen.
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Leitung der Hauptversammlung

Den Vorsitz in der Hauptversammlung fihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein
anderes Mitglied des Aufsichtsrats, das von den Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat zu
diesem Zweck im Voraus fur den Einzelfall oder fir eine Mehrzahl von Féallen bestimmt
worden ist. Ubernimmt der Vorsitzende des Aufsichtsrats nicht den Vorsitz und ist kein
anderes Mitglied des Aufsichtsrats fir den Vorsitz bestimmt worden, wird der
Versammlungsleiter unter dem Vorsitz des Aktiondrs mit dem héochsten in der
Hauptversammlung erschienenen Anteilsbesitz oder seines Vertreters durch die
Hauptversammlung gewahlt.

Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstande und der Abstimmungen, die auch von der Ankiindigung in der
Tagesordnung abweichen kann. Er bestimmt weiterhin die Form, das Verfahren und die
weiteren Einzelheiten der Abstimmung und kann auch festlegen, dass mehrere

Abstimmungen in einem Sammelgang zusammengefasst werden.

Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionare angemessen beschranken.
Er kann insbesondere zu Beginn oder wahrend der Hauptversammlung einen zeitlich
angemessenen Rahmen fur den Verlauf der Versammlung, fur die Aussprache zu den
einzelnen Tagesordnungspunkten sowie die Rede- und Fragezeit generell oder fir den

einzelnen Redner festsetzen.
Beschlussfassung der Hauptversammlung

Die Beschlisse der Hauptversammlung bedirfen der einfachen Mehrheit der
abgegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorschreibt. In
den Fallen, in denen das Gesetz eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen
Grundkapitals erfordert, genlgt, sofern nicht durch Gesetz eine gréere Mehrheit

zwingend vorgeschrieben ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals.
Ubertragung der Hauptversammlung

Der Versammlungsleiter ist ermdachtigt, die vollstandige oder teilweise Bild- und
Tonilbertragung der Hauptversammlung in einer von ihm néher zu bestimmenden Weise
zuzulassen, wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekindigt wurde. Die
Ubertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Offentlichkeit uneingeschrankten

Zugang hat.
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VI. Jahresabschluss, Gewinnverwendung
§ 25 Jahresabschluss

1. Der Vorstand hat fir das vergangene Geschéftsjahr den Jahresabschluss und den
Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht innerhalb der
gesetzlichen Fristen aufzustellen und unverziglich nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat
und dem Abschlussprifer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat einen

Vorschlag fur die Verwendung des Bilanzgewinns vorzulegen.

2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag fur die
Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht
zu prifen und Uber das Ergebnis seiner Priifung schriftlich an die Hauptversammlung zu
berichten. Am Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat zu erklaren, ob er den vom
Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss billigt. Billigt der

Aufsichtsrat nach Priifung den Jahresabschluss, ist dieser festgestellt.

3. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, sind sie ermachtigt, den
Jahrestiberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rucklage einzustellenden
Betrage und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere
Gewinnriicklagen einzustellen. Die Einstellung eines grolReren Teils als der Halfte des
Jahresiuiberschusses ist nicht zulédssig, soweit die anderen Gewinnriicklagen die Hélfte des

Grundkapitals Ubersteigen oder nach der Einstellung tbersteigen wirden.
8§26 Gewinnverwendung

1. Die Hauptversammlung beschlie3t Gber die Verwendung des sich aus dem festgestellten
Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns.

2. Die Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschittung auch eine

Sachausschuttung beschlief3en.
3. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Ablauf des Geschéftsjahrs
einen Abschlag auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn an die Aktionare zahlen.
VIIl. Schlussbestimmungen

§ 27 Gerichtsstand

Durch Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen unterwirft sich der

Aktionar fur alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder Mitgliedern von Organen der
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Gesellschaft dem ordentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft, soweit dem nicht

zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.
§ 28 Grundungskosten / Aufwand des Formwechsels

Die durch die Errichtung der Gesellschaft entstehenden Kosten bzw. die Kosten des
Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Aktiengesellschaft tragt die
Gesellschaft bis zur Héhe von 550.000,00 Euro.

*kkkkk*k
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	§ 10 Aufgaben und Befugnisse
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	c. die Einberufung einer Hauptversammlung, wenn das Wohl der Gesellschaft es fordert;
	d. die Beauftragung des Abschlussprüfers;
	e. die Prüfung des Jahres- und des Konzernabschlusses, des Lage- und des Konzernlageberichts sowie des Vorschlags für die Verwendung des Bilanzgewinns und die Erstattung eines schriftlichen Berichts über das Ergebnis der Prüfung an die Hauptversammlung;
	f. die Feststellung des Jahresabschlusses, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen.

	2. Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass für bestimmte Maßnahmen der Geschäftsführung seine Zustimmung erforderlich ist.
	3. Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fassung betreffen.

	§ 11 Willenserklärungen des Aufsichtsrats
	1. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhinderung, durch dessen Stellvertreter abgegeben.
	2. Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber Gerichten und Behörden sowie gegenüber dem Vorstand, ist der Vorsitzende oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. § 112 Satz 2 A...

	§ 12 Vorsitzender und Stellvertreter
	1. Der Aufsichtsrat wählt unter Vorsitz des ältesten anwesenden Aufsichtsratsmitglieds der Anteilseigner nach Maßgabe des Mitbestimmungsgesetzes aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die in § 9 Abs. 2 dieser Satzung bestimmt...
	2. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist und das Gesetz oder diese Satzung ihm diese Rechte und Pflichten ausdrücklich übertragen. Insbesondere steht dem Stellvertreter nicht das Zweitsti...
	3. Sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter vorübergehend an der Wahrnehmung ihrer Aufgaben verhindert, so hat diese Aufgaben für die Dauer der Verhinderung das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner zu übernehmen.

	§ 13 Geschäftsordnung und Ausschüsse
	1. Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung.
	2. Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG bezeichneten Aufgabe einen Ausschuss (Vermittlungsausschuss), dem der Vorsitzende, sein Stellvertreter ...
	3. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Ausschüsse bilden und deren Aufgaben und Befugnisse festsetzen. Den Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse übertragen werden.
	4. Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats Mitglied eines aus der gleichen Anzahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer bestehenden Ausschusses und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmengleichheit, so hat bei einer ern...
	5. Der Aufsichtsrat und die Ausschüsse können sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Unterstützung sachverständiger Personen bedienen. Sie können durch Beschluss oder auf Anordnung des Aufsichtsrats- bzw. Ausschussvorsitzenden zu ihren Sitzungen ...

	§ 14 Einberufung von Sitzungen
	1. Der Aufsichtsrat soll in der Regel eine Sitzung im Kalendervierteljahr, er muss zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten.
	2. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von zwei Wochen in Textform (§ 126 b BGB) einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung...
	3. Mit der Einladung sind Ort und Zeitpunkt der Sitzung und die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen sowie Beschlussvorschläge zu übermitteln. Ergänzungen der Tagesordnung müssen, falls nicht ein dringender Fall eine spätere Mitteilung rechtfertig...
	4. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle von dessen Verhinderung, sein Stellvertreter kann eine einberufene Sitzung vor der Eröffnung vertagen.

	§ 15 Beschlussfassung
	1. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Präsenzsitzungen gefasst, an denen die Aufsichtsratsmitglieder anwesend sind. Per Video- oder Telefonkonferenz zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder gelten für Zwecke dieses § 15 als anwesend und ...
	2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter der zuletzt bekannt gegebenen Anschrift eingeladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Aufsich...
	3. Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der weder in der Einladung enthalten noch rechtzeitig vor der Sitzung mitgeteilt worden war, ist nur zulässig, wenn kein anwesendes Mitglied des Aufsichtsrats der Beschlussfassung widersp...
	4. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Ab...
	5. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch für Wahlen. Bei Feststellung des Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt.
	6. Ergibt eine Abstimmung Stimmengleichheit, so findet eine neue Aussprache nur statt, wenn die Mehrheit des Aufsichtsrats dies beschließt. Anderenfalls muss unverzüglich neu abgestimmt werden. Bei dieser erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand ...
	7. Sind bei einer Beschlussfassung nicht sämtliche Aufsichtsratsmitglieder anwesend und lassen die fehlenden Aufsichtsratsmitglieder nicht Stimmabgaben gemäß vorstehendem Abs. 2 Satz 3 überreichen, so ist die Beschlussfassung auf Antrag von mindestens...
	8. Außerhalb von Präsenzsitzungen ist eine Beschlussfassung durch textförmliche, fernmündliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende oder im Verhinderungsfall dessen Stellvertreter dies für d...
	9. Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur innerhalb eines Monats nach Kenntnis des Beschlusses durch Klage geltend gemacht werden.
	10. Für die Beschlussfassung in den Ausschüssen gelten die Bestimmungen dieser Satzung für die Beschlussfassung des Aufsichtsrats entsprechend.

	§ 16 Niederschrift
	§ 17 Sorgfalts- und Schweigepflicht
	1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei der Ausübung ihrer Tätigkeit die Sorgfalt ordentlicher und gewissenhafter Amtswalter anzuwenden.
	2. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt geworden sind, haben die Aufsichtsratsmitglieder – auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt – Stillschwe...
	3. Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, eine Information an Dritte weiterzugeben, von der nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft betrifft, so hat er die Information dem Vorsitzenden d...

	§ 18 Vergütung des Aufsichtsrats
	1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine feste jährliche Vergütung in Höhe von 45.000,00 Euro. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält jährlich 105.000,00 Euro, der Stellvertreter des Vorsitzenden erhält jährlich 75...
	2. Für die Mitgliedschaft in einem Ausschuss erhalten Aufsichtsratsmitglieder eine zusätzliche Vergütung in Höhe von 8.000,00 Euro, für den Vorsitz in einem Ausschuss eine zusätzliche Vergütung in Höhe von 16.000,00 Euro. Die Zusatzvergütung setzt vor...
	3. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss nicht während eines vollen Geschäftsjahres angehört bzw. den Vorsitz innegehabt haben, erhalten die sich aus Abs. 1 und 2 ergebende Vergütung zeitanteilig in Höhe eines Zwölftels fü...
	4. Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jede Teilnahme an einer Präsenzsitzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse ein Sitzungsgeld in Höhe von 1.250,00 Euro pro Sitzungstag. Die Teilnahme im Wege der Video- oder Telefonzus...
	5. Die Vergütung nach den Abs. 1 und 2 wird jeweils mit Ablauf des Geschäftsjahrs fällig. Das Sitzungsgeld nach Abs. 4 wird nach der betreffenden Sitzung fällig.
	6. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die auf seine Bezüge entfallende Umsatzsteuer.
	7. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organe und bestimmte Führungskräfte (D&O-Versicherung) einbezogen. Die Prämien h...


	V. Die Hauptversammlung
	§ 19 Ort und Einberufung
	1. Die Hauptversammlung findet in Deutschland am Sitz der Gesellschaft oder einer ihrer Tochtergesellschaften, an einem Ort im Umkreis von 100 km (Luftlinie) vom Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer Wertpapierbörse, an der Aktien der Gesellschaft zum ...
	2. Die Hauptversammlung wird, unbeschadet der gesetzlichen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit, durch den Vorstand einberufen.
	3. Die Hauptversammlung ist – soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist – mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. Diese Einberufu...
	4. Für die Übermittlung von Mitteilungen über die Einberufung nach § 125 Abs. 2 Satz 1 AktG und § 128 Abs. 1 Satz 1 AktG genügt nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften der Weg elektronischer Kommunikation. Der Vorstand ist – ohne dass hierauf ein A...
	5. Die Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns und die Wahl des Abschlussprüfers beschließt, findet in den ersten acht Monaten eines jeden Geschäftsjahres statt (or...

	§ 20 Teilnahme an der Hauptversammlung
	1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der Versammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mit...
	2. Die Aktionäre müssen außerdem ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Dazu ist ein in Textform erstellter Nachweis ihres Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut ausreichend. Der ...
	3. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kom...

	§ 21 Stimmrecht
	1. In der Hauptversammlung gewährt eine Aktie eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage.
	2. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigung ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. § 135 AktG bleibt unberührt. In der Einberufung kann eine ...
	3. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahre...

	§ 22 Leitung der Hauptversammlung
	1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats, das von den Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat zu diesem Zweck im Voraus für den Einzelfall oder für eine Mehrzahl von Fäl...
	2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und der Abstimmungen, die auch von der Ankündigung in der Tagesordnung abweichen kann. Er bestimmt weiterhin die Form, das Verfahren und die weiteren ...
	3. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre angemessen beschränken. Er kann insbesondere zu Beginn oder während der Hauptversammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Verlauf der Versammlung, für die Aussprache zu den einze...

	§ 23 Beschlussfassung der Hauptversammlung
	§ 24 Übertragung der Hauptversammlung

	VI. Jahresabschluss, Gewinnverwendung
	§ 25 Jahresabschluss
	1. Der Vorstand hat für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen und unverzüglich nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat u...
	2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversammlun...
	3. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, sind sie ermächtigt, den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrü...

	§ 26 Gewinnverwendung
	1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns.
	2. Die Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung auch eine Sachausschüttung beschließen.
	3. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Ablauf des Geschäftsjahrs einen Abschlag auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn an die Aktionäre zahlen.


	VII. Schlussbestimmungen
	§ 27 Gerichtsstand
	Durch Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen unterwirft sich der Aktionär für alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder Mitgliedern von Organen der Gesellschaft dem ordentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft, soweit dem nicht zwin...

	§ 28 Gründungskosten / Aufwand des Formwechsels
	Die durch die Errichtung der Gesellschaft entstehenden Kosten bzw. die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Aktiengesellschaft trägt die Gesellschaft bis zur Höhe von 550.000,00 Euro.



